
OLG Hamburg, Urteil vom 9.11.2004, 7 U 18/04 – Mitarbeiter in der Probezeit 
 

1. (Ehemalige) Bundesminister sind zwar Personen der Zeitgeschichte, doch erstreckt 
sich die Abbildungsfreiheit nicht auf Veröffentlichungen, die ausschließlich 
geschäftlichen Interessen dienen.  
2. Es entsteht ohne Einwilligung ein fiktiver Lizenzvertrag bei Verwendung des 
Bildnisses in der Webung, der in Anbetracht aller Umstände zu einem Wertersatz in 
Höhe von € 100.000,-- führt.  
3. Die Kunstfreiheit tritt bei dieser rein kommerziellen Verwertung hinter das Recht am 
eigenen Bild zurück. 

Leitsätze verfasst von Dr. Clemens Thiele, LL.M. 
 
 

IM NAMEN DES VOLKES 
 
In dem Rechtsstreit O.L. gegen S. AG hat das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 7. 
Zivilsenat, durch die Richter ******* nach der am 21. September 2004 geschlossenen 
mündlichen Verhandlung für Recht erkannt: 
Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg, Zivilkammer 24, 
vom 9. Januar 2004 - Geschäftsnummer 324 O 554/03 - wird zurückgewiesen. 
Die Beklagte hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrags 
abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110% des 
jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet. 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
 

Gründe: 
 
gemäß § 540 Abs 1 Satz 1 Z 1 und 2 ZPO: 
 
1. Mit dem angefochtenen Urteil, auf dessen Inhalt zur weiteren Sachdarstellung ergänzend 
Bezug genommen wird, hat das Landgericht die Beklagte verurteilt, an den Kläger wegen der 
Verwendung seines Bildnisses in einer Werbeanzeige eine fiktive Lizenz in Höhe von EUR 
100.000,-- zu zahlen. 
Der Kläger trat am 11. März 1999 von seinen Ämtern als Bundesminister der Finanzen und 
als Vorsitzender der SPD zurück. Die Beklagte betreibt als eine Konzerntochter des 
Autovermieters Sixt AG das Fahrzeug-Leasing-Geschäft. Sie schaltete in der "Welt am 
Sonntag" vom 21. März 1999 halbseitig eine Werbeanzeige, die Portraitaufnahmen von 16 
Mitgliedern des damaligen Bundeskabinetts einschließlich des zurückgetretenen Klägers 
zeigt, wobei das Bild des Klägers, der weiterhin erkennbar bleibt, als einziges mit einem 
weißen "X" durchgestrichen ist. In der unteren Hälfte der Anzeige befindet sich der Text "... 
verleast auch Autos für Mitarbeiter in der Probezeit", in der oberen rechten Ecke das Logo "... 
rent a car": Die gleiche Anzeige erschien doppelseitig in der "Frankfurter Allgemeine" vom 
22. März 1999. Wegen Einzelheiten hinsichtlich des Inhalts und der Gestaltung der Anzeige 
wird auf die Anlage K 1 verwiesen.  
Die Beklagte bekämpft die Verurteilung mit der form- und fristgemäß eingereichten Berufung 
und macht dabei geltend, dass sie nicht in eine geschützte Rechtsposition des Klägers 
eingegriffen habe. Bei der Verwendung eines Bildes sei ein materieller Ausgleich 
grundsätzlich nur in Fällen geschuldet, in denen die Erlaubnis zum Eingriff in das Recht am 
eigenen Bild üblicherweise von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht werde. Dies sei 



bei Personen, die ihre Bildnisse grundsätzlich nicht kommerziell nutzten, nicht gegeben. Zu 
Unrecht habe das Landgericht die Frage der Vermarktungsbereitschaft des Klägers offen 
gelassen und nicht festgestellt, dass der Kläger bereit gewesen wäre, sein Bild für die 
streitgegenständliche satirisch-spöttische Anspielung auf seinen Rücktritt zur Verfügung zu 
stellen. Ein Ausgleichsanspruch scheide ferner aus, wenn der Abschluss eines Lizenzvertrages 
gegen § 134 BGB verstieße oder die Kommerzialisierung des Bildes im Sinne von § 138 BGB 
sittenwidrig wäre. Da die streitgegenständliche Anzeige nicht etwa auf den Kläger als 
Privatmann, sondern auf sein früheres Ministeramt anspiele, scheitere die Annahme einer 
kommerzialisierbaren und daher ausgleichspflichtigen Vermögensposition des Klägers bereits 
daran, dass er allein schon aus Gründen des Anstands und der Sittlichkeit nicht mit seinem 
Amt hätte werben dürfen. Auch Art. 66 GG verbiete ein gewerbliches Tätigwerden von 
Bundesministern nicht ohne Grund, sondern gerade wegen der sittlichen Unvereinbarkeit von 
Amt und Kommerz, auch um eine sachfremde Beeinflussung und Belastung des dem 
öffentlichen Interesse dienenden Amtes zu verhindern. Da die Rücktrittserklärung des Klägers 
nur wenige Tage vor dem Erscheinen der Anzeige erfolgt und dem Kläger die 
Entlassungsurkunde noch nicht ausgehändigt worden sei, hätte es die Würde des noch 
innegehabten Amtes dem Kläger verboten, dieses Amt kommerziell "auszuschlachten". 
Zudem hätte die werbliche Vermarktung seines Bildes wegen der Möglichkeit einer 
unsachlichen Beeinflussung der Kaufentscheidung des Kunden auch gegen § 1 UWG 
verstoßen. 
Jedenfalls sei die Benutzung des klägerischen Bildes gerechtfertigt. Die Werbeanzeige 
enthalte eine in die Form der Satire gegossene politische Äußerung, nämlich die ironische 
Gleichsetzung der Bundesminister mit "Mitarbeitern in der Probezeit" und den kritischen 
Spott über die rasche Amtsaufgabe des Klägers. Demgemäß enthalte die Anzeige nicht nur 
Werbung, sondern auch eine durch Art. 5 Abs. 1 GG geschützte Meinungsäußerung und sei 
zudem durch das schrankenlos gewährleistete Grundrecht der Kunstfreiheit geschützt. Bei der 
vorzunehmenden Abwägung sei dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit sowie der 
Meinungs- und Kunstfreiheit gegenüber dem vermeintlich verletzten rein kommerziellen 
Interesse des Klägers der Vorrang einzuräumen. 
Schließlich habe das Landgericht bei der Bemessung der Höhe der Lizenz fälschlich 
unberücksichtigt gelassen, dass der Wert der Werbung im vorliegenden Fall nicht im 
Sympathiewert des Klägers, sondern überwiegend in dem "Witz" liege, der auf die Umstände 
seines Rücktritts anspiele. Der Aufmerksamkeitswert der Anzeige sei deshalb dem Kläger und 
dem Urheber des "Witzes" gemeinsam zuzuordnen, wobei der Kläger versäumt habe 
darzulegen, welcher Anteil davon ihm gebühre. Dem Kläger könne aber nur das zugesprochen 
werden, was sie auf seine Kosten, nicht aber das, was sie auf Grund ihres eigenen "Witzes" 
oder aus dem "Geist" des Urhebers der Anzeige erlangt habe. Da zudem in der Anzeige 15 
weitere Politiker abgebildet seien, könne der Kläger einen Ausgleich für den bildlichen Anteil 
am Aufmerksamkeitswert der Anzeige ohnehin nur kopfanteilig fordern. Die vom 
Landgericht im Rahmen der Schätzung gemäß § 287 ZPO einbezogenen Vergütungssätze von 
professionellen Werbeträgern hätten mangels Vergleichbarkeit nicht berücksichtigt werden 
dürfen. Vielmehr hätte das Landgericht darauf abstellen müssen, zu welchem Preis der 
Verletzte selbst (und nicht irgendwelche andere Personen) über diese Form der Nutzung 
seiner Persönlichkeit einen Vertrag geschlossen hätte, wenn er vor der Veröffentlichung 
gefragt worden wäre. Auch hätte ihre (der Beklagten) übliche Vergütungspraxis zumindest 
Eingang in die Schätzung finden müssen.  
Die Beklagte beantragt, die Klage unter Aufhebung des Urteils des Landgerichts Hamburg 
vom 9. Januar 2004 insgesamt abzuweisen. 
Der Kläger beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 
Wegen des weiteren Parteivorbringens wird auf den Inhalt der gewechselten Schriftsätze 
nebst Anlagen verwiesen. 



 
2. Die zulässige Berufung der Beklagten hat in der Sache keinen Erfolg.  
Das Landgericht hat dem Kläger zu Recht und mit zutreffender Begründung einen Anspruch 
gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1, 2. Alt. BGB auf Zahlung einer fiktiven Lizenz in Höhe von EUR 
100.000,-- zuerkannt. Deshalb kann dahin stehen, ob der Zahlungsanspruch darüber hinaus 
auch auf die §§ 823 BGB, 22, 23 KUG gestützt werden kann. 
a) Indem die Beklagte das Bildnis des Klägers im Rahmen ihrer Werbeanzeige nutzte, hat sie 
in rechtswidriger Weise in das dem Kläger zustehende Recht am eigenen Bild eingegriffen 
und damit zugleich auf Kosten des Klägers einen vermögenswerten Vorteil erlangt.  
aa) Mit der Veröffentlichung des in Rede stehenden Fotos hat die Beklagte das Recht des 
Klägers am eigenen Bild verletzt (§ 22 KUG). Eine Einwilligung für die Veröffentlichung ist 
vom Kläger unstreitig nicht erteilt worden. Die Zustimmung des Klägers wäre indessen 
erforderlich gewesen, da die Voraussetzungen für eine einwilligungsfreie Veröffentlichung 
nicht gegeben sind, selbst wenn der Kläger als eine Person der Zeitgeschichte im Sinne von § 
23 Abs. 1 Nr. 1 KUG anzusehen wäre. 
(1) In der Rechtsprechung ist seit langem anerkannt, dass sich die für Personen der 
Zeitgeschichte vorgesehene Abbildungsfreiheit nicht auf Veröffentlichungen erstreckt, die 
ausschließlich den Geschäftsinteressen eines mit der Abbildung für seine Waren oder sonstige 
Leistungen werbenden Unternehmens dienen. Der Schutzzweck des § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG 
erfasst nämlich keine Veröffentlichungen, an denen ein schutzwürdiges Interesse der 
Allgemeinheit nicht anzuerkennen ist. Mit der Ausnahmebestimmung des § 23 Abs. 1 Nr. 1 
KUG hat der Gesetzgeber dem Bedürfnis der Allgemeinheit nach einer sachgerechten 
bildmäßigen Information Rechnung getragen, d.h. Sinn und Zweck der Vorschrift ist es, der 
Presse und anderen Publizierenden die Möglichkeit zu geben, die Allgemeinheit über 
bedeutsame Ereignisse und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens durch 
Bildveröffentlichungen zu unterrichten, ohne dabei an die Erteilung einer Einwilligung des 
bzw. der Abgebildeten gebunden zu sein. An allein den Geschäftsinteressen dienenden 
werblichen Bildveröffentlichungen ist indes ein solches schutzwürdiges Informationsinteresse 
nicht zu erkennen. Dies hat zur Folge, dass Abbildungen, die ausschließlich der 
Produktwerbung dienen und sich damit nicht mit dem Informationsbedürfnis der 
Allgemeinheit rechtfertigen lassen, von vornherein aus dem Anwendungsbereich der 
Ausnahmebestimmung des § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG herausfallen (BGHZ 20, 345, 350 - "Paul 
Dahlke"; BGH, NJW 1992, 2084; BGH, NJW 1997, 1152 - "Bob Dylan"; BGH, NJW 2000, 
2195, 2200 - "Marlene Dietrich"). 
In den Fällen, in denen eine Werbeanzeige nicht allein dem Geschäftsinteresse dient, sondern 
zugleich einem schutzwürdigen Informationsinteresse der Allgemeinheit nachkommt, können 
die Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG erfüllt sein. Ist dies zu bejahen, ist dieses in 
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG verankerte Informationsinteresse indes im Rahmen des § 23 Abs. 2 
KUG mit den ebenfalls verfassungsrechtlich (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG) geschützten 
berechtigten Interessen desjenigen, der sich gegen die Bildveröffentlichung wehrt, 
abzuwägen. Das Rechtsgut, in das mit ungenehmigten Veröffentlichungen von Bildnissen zu 
Werbungszwecken eingegriffen wird, ist - neben dem Recht am eigenen Bild - die allein dem 
Abgebildeten zustehende freie Entscheidung darüber, ob und in welcher Weise er sein Bild 
Geschäftsinteressen Dritter dienstbar machen will (BGHZ 20, 345, 350 - "Paul Dahlke"; 
BGH, AfP 1995, 495; 789; BGH, NJW 1997, 1152 - "Bob Dylan") und nicht - wie die 
Beklagte meint - ein rein kommerzielles Interesse des Angebildeten. 
Werbung, die nicht nur einen meinungsbildenden Inhalt hat, sondern sich darüber hinaus 
künstlerischer Mittel bedient, kann neben dem Schutz des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG auch den 
der Kunstfreiheit des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG genießen (BVerfG, NJW 2001, 591, 594 - 
"Benetton-Werbung I"; BGH, NJW 2000, 2195, 2200 - "Marlene Dietrich"). Dies bedeutet 
indes nicht, dass Wirtschaftswerbung, die in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG 



fällt, ohne Rücksicht auf die Rechte anderer generell zulässig wäre. Vielmehr ist dann, wenn 
sowohl das werbende Unternehmen als auch der für eine Werbung Vereinnahmte von 
Verfassung wegen geschützte Rechte für sich in Anspruch nehmen kann, das zwischen diesen 
Rechtspositionen bestehende Spannungsverhältnis durch eine umfassende Abwägung der 
widerstreitenden Belange zu lösen.  
(2) Die streitgegenständliche Werbeanzeige dient nicht ausschließlich dem Geschäftsinteresse 
der Beklagten, sondern enthält eine in die Form der Satire gegossene politische 
Meinungsäußerung. Die Beklagte setzt sich in ironischer Weise mit dem nach kurzer Amtszeit 
erfolgten Rücktritt des Klägers auseinander, indem sie die abgebildeten 16 Bundesminister 
mit Mitarbeitern in der Probezeit vergleicht und hierbei das Foto des zurückgetretenen 
Klägers symbolisch durchgestrichen hat. Ob dieser "Witz" als Kunst im Sinne der 
Grundrechtsgewährleistung des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG anzusehen ist, erscheint zweifelhaft. 
Satire kann Kunst sein; nicht jede Satire ist jedoch Kunst. Das ihr wesensgleiche Merkmal, 
mit Verfremdungen, Verzerrungen und Übertreibungen zu arbeiten, kann auch ein Mittel der 
einfachen Meinungsäußerung sein (BVerfG, NJW 1992, 2073). Wo bei satirisch gemeinten 
Äußerungen die Grenze zwischen der Meinungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG und der 
Kunstfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG verläuft und ob die satirische Äußerung in der 
streitgegenständlichen Anzeige im Schutzbereich beider Grundrechte liegt, bedarf indes 
vorliegend keiner Entscheidung. Selbst wenn auf die Werbeanzeige nicht nur Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 GG, sondern auch das vorbehaltlos gewährleistete Grundrecht des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 
GG angewendet wird, muss das Interesse der Beklagten an der Veröffentlichung der Anzeige 
hinter dem dem Kläger zukommenden Persönlichkeitsschutz zurückstehen. 
Der Kläger hat ein berechtigtes aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht (Art. 1 Abs. 1, 2 
Abs. 1 GG) folgendes Interesse daran, nicht ohne Einwilligung von einem anderen zu 
Werbezwecken eingesetzt zu werden. Der Einzelne hat grundsätzlich das Recht, selbst zu 
bestimmen, ob und wofür mit seinem Bild geworben wird. Gerade Personen des öffentlichen 
Lebens, die ohnehin im besonderen Maße der Kritik und der Beachtung der Öffentlichkeit 
ausgesetzt sind, müssen es in der Regel nicht auch noch hinnehmen, ihren Bildnissen als 
Blickfang in Werbeanzeigen zu begegnen. 
Ob ein Bild zur Werbung eingesetzt worden ist, ist aus der Sicht des Durchschnittsbetrachters 
zu beurteilen (BGH, NJW-RR 1995, 789). Dieses ist vorliegend ohne weiteres zu bejahen; in 
der Anzeige ist nicht nur das Firmenlogo abgedruckt, vielmehr wird der Leser mit dem 
hervorgehobenen Text "... verleast auch Autos ..." ausdrücklich auf die gewerblichen 
Leistungen der Beklagten hingewiesen. Es entspricht zudem der allgemeinen Erfahrung und 
Übung, dass Zeitungsanzeigen von gewerblich tätigen Unternehmen zur Umsatzförderung 
bestimmt sind und vom Verbraucher in dieser Weise verstanden werden. Das Bild des 
Klägers wird zwar nicht eingesetzt, um einen Sympathie- oder Imagewert des Klägers für das 
Produkt der Beklagten auszunutzen. Es wird aber verwendet, um die Aufmerksamkeit des 
Lesers zu erwecken und diese auf den Inhalt der Anzeige und das beworbene Produkt zu 
lenken. Auch der "Witz" auf Kosten des Klägers erzielt eine Werbewirkung für die Beklagte, 
da dieser dem Rezipienten besonders in Erinnerung bleibt.  
Aus Lesersicht steht bei der streitigen Anzeige, in der das Leasinggeschäft der Beklagten an 
hervorgehobener Stelle ausdrücklich angesprochen wird, der Zweck der Produktwerbung 
deutlich im Vordergrund. Dieser Umstand muss letztlich dazu führen, dass das durch die 
Meinungs- und Kunstfreiheit geschützte Interesse der Beklagten gegenüber dem 
Persönlichkeitsrecht des Klägers zurücktreten muss. Zwar ist der Stellenwert des durch Art. 5 
Abs. 3 Satz 1 GG garantierten Freiheitsrechts hoch zu veranschlagen. Erhebliche Bedeutung 
hat aber das aus dem Persönlichkeitsrecht folgende Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen 
über den Einsatz seiner Persönlichkeit im Rahmen von Werbung für die geschäftlichen 
Interessen Dritter. Ebenso muss berücksichtigt werden, dass im Bereich der Werbung - 
insbesondere z.B. bei Reklame mittels Fernsehspots - häufig künstlerische Elemente 



eingesetzt werden. Dies kann indes nicht bedeuten, dass prominente Persönlichkeiten es 
grundsätzlich hinzunehmen hätten, z.B. in derartigen Filmwerken ohne Einwilligung gezeigt 
und für das beworbene Produkt vereinnahmt zu werden. Vielmehr muss die Kunstfreiheit dort 
ihre Grenze finden, wo die künstlerische Betätigung die von Verfassung geschützten Belange 
Dritter in schwerwiegender Weise beeinträchtigt. Ein Eingriff in diesen geschützten Bereich 
lässt sich auch unter Berücksichtigung des hohen Stellenwerts der Kunstfreiheit nicht 
rechtfertigen.  
bb) Mit dem Eingriff in das dem Kläger zustehende Recht am eigenen Bild hat die Beklagte 
zugleich auf dessen Kosten einen vermögenswerten Vorteil erlangt (§ 812 Abs. 1 Satz 1 2. 
Alt. BGB). Dabei mag offen bleiben, ob das Erlangte im Sinne des § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB 
in der Nutzung des Bildnisses (so OLG München, WRP 1995, 744, 747; Gerstenberg/Götting 
in Schricker, Urheberrecht, 2. Aufl., § 60 / §§ 33 - 50 KUG, Rn. 6) oder in der Ersparnis des 
für die Nutzung normalerweise zu entrichtenden Entgeltes (so BGH, NJW 1979, 2205, 2206 - 
"Fussballtorwart") zu sehen ist. In dem einen wie dem anderen Fall ist die Beklagte jedenfalls 
rechtsgrundlos bereichert und demgemäß dem Kläger zur Auskehrung der Bereicherung 
verpflichtet, wobei sie entweder - da die Nutzung des Bildnisses nicht herausgegeben werden 
kann - für diese gemäß § 818 Abs. 2 BGB Wertersatz zu leisten oder den Wert der ersparten 
Aufwendungen zu ersetzen hat, was betragsmäßig im Ergebnis keinen Unterschied macht. 
Denn in beiden Fällen hat die Beklagte eine sogenannte fiktive Lizenzgebühr zu entrichten, 
die nach jenem Entgelt zu bemessen ist, welches die Beklagte hätte entrichten müssen, um die 
Einwilligung des Klägers zur Verwendung seines Bildnisses zu erhalten.  
(1) Auf die Frage, ob der Kläger bereit gewesen wäre, seine Zustimmung für die 
Veröffentlichung zu erteilen, kommt es für den Anspruch aus §§ 812 Abs. 1, 818 Abs. 2 BGB 
nicht an. Maßgeblich ist vielmehr, dass der Kläger rechtlich die Möglichkeit der Nutzung des 
Rechts an seinem Bildnis hatte, auch wenn er es nicht in der hier in Rede stehenden Art und 
Weise nutzen wollte, und die Beklagte diese Nutzung ohne rechtlichen Grund erlangt hat. Die 
Bereicherung der Beklagten entspricht somit der Entreicherung des Klägers um die 
Möglichkeit, der Beklagten das Nutzungsrecht einzuräumen (vgl. OLG München, WRP 1995, 
744, 747f.). Ob etwas anderes zu gelten hätte, wenn der Kläger zu erkennen gegeben hätte, er 
lehne grundsätzlich eine Benutzung seines Bildnisses in Werbeanzeigen ab, auch wenn ihm 
dafür ein angemessenes Honorar gezahlt werde (so BGH, NJW 1979, 2205, 2206 - 
"Fussballtorwart"; a.A.: Gerstenberg/Götting, a.a.O., Rd. 5 und Burkhardt in Wenzel, Das 
Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 5. Aufl., Kap. 14 Rd. 16), kann dahin stehen. Eine 
solche Erklärung hat der Kläger nicht abgegeben.  
(2) Ohne Erfolg muss der Einwand der Beklagten bleiben, dass der Kläger aus Gründen des 
Anstands und der Sittlichkeit nicht mit seinem Amt habe werben dürfen und dass deshalb ein 
Lizenzvertrag gemäß § 138 BGB nichtig gewesen wäre. Zweifelhaft erscheint bereits, ob sich 
ausgerechnet der unberechtigte Nutzer des Bildnisses darauf berufen kann, dass er die von 
ihm in Anspruch genommene Leistung bei rechtstreuem Verhalten nicht erhalten hätte. Dies 
kann indes dahin stehen, da ein zwischen dem Kläger und der Beklagten geschlossener 
Lizenzvertrag nicht nichtig gewesen wäre. 
Insbesondere wäre ein Lizenzvertrag nicht wegen Verstoßes gegen die von der Beklagten 
angeführte Regelung des Art. 66 GG nichtig. Zwar steht der Anwendbarkeit des Art. 66 GG 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Anzeigen nicht entgegen, dass der Kläger bereits 
zuvor am 11. März 1999 seinen Rücktritt vom Regierungsamt erklärt hatte. Maßgeblich für 
das Ende des Regierungsamts ist nämlich nicht der Zeitpunkt der Rücktrittserklärung durch 
den Amtsinhaber, sondern der Zeitpunkt der Übergabe der Entlassungsurkunde durch den 
Bundespräsidenten (vgl. nur Meyn in von Münch/Kunig, GG, 4./5. Aufl., Art. 64 Rd. 10, 13). 
Entscheidend ist vielmehr, dass auch dann, wenn der Kläger durch Art. 66 GG gehalten war, 
seine Bildnisse nicht kommerziell zu nutzen, ein entsprechender Lizenzvertrag nicht gemäß § 
134 BGB nichtig gewesen wäre. Ist ein Regierungsmitglied ernannt und stellt sich eine 



Unvereinbarkeit nach Art. 66 GG heraus, so ist das Regierungsmitglied gehalten, die 
Unvereinbarkeit selbst zu lösen, also entweder den Rücktritt vom Regierungsamt zu erklären 
oder das unvereinbare Amt, Gewerbe oder den Beruf einzustellen. Ein automatisches 
Erlöschen der beruflichen Tätigkeit ist in Art. 66 GG nicht vorgesehen und wird auch nicht 
angenommen (Epping in von Mangold/Klein/Starck, GG, 4. Aufl., Art. 66 Rd. 42; Pieroth in 
Jarass/Pieroth, GG, 7. Aufl., Art. 66 Rd. 2; Schneider in AK GG, 3. Aufl., Art. 66 Rn. 3, 6f.; 
Herzog in Maunz/Dürig, GG, 23. Lfg., Art. 66 Rn. 13, 43f., Oldiges in Sachs, GG, 3, Aufl., 
Art. 66 Rn. 16.).  
Da selbst aus der Verfassungsnorm des Art. 66 GG, in welcher das Gewerbe- und 
Berufsausübungsverbot von Mitgliedern der Bundesregierung aufgestellt ist, nicht die 
Nichtigkeit eines Lizenzvertrages gemäß § 134 BGB folgte, kann auch die Nichtigkeit wegen 
Sittenwidrigkeit gemäß § 138 BGB nicht mit dem Argument einer sittenwidrigen 
Kommerzialisierung der Amtstätigkeit angenommen werden. Im Falle des Konfliktes 
zwischen außerhalb des Rechts liegenden moralischen Anschauungen und der im Recht 
verkörperten Werteordnung hat die letztere, sofern diese verfassungsgemäß ist, den Vorrang 
(vgl. BGH, NJW 1970, 1179; Palandt/Heinrichs, BGB, 63. Aufl., § 138 Rd. 18). 
Entgegen der Auffassung der Beklagten würde eine Nichtigkeit eines Lizenzvertrages auch 
nicht aus § 1 UWG folgen. Selbst wenn man der Beklagten darin folgte, dass ihre 
Werbeanzeige gegen § 1 UWG verstößt, so wäre deshalb ein mit dem Kläger abgeschlossener 
Lizenzvertrag über die Nutzung seines Bildnisses nicht sittenwidrig im Sinne des § 138 BGB 
(vgl. BGH, WRP 1998, 854, 855). 
b) Demnach kann der Kläger die von der Beklagten erlangte Bereicherung herausverlangen, 
d.h., die Beklagte hat - wie bereits oben ausgeführt - Wertersatz für die Bildnisnutzung bzw. 
für die von ihr ersparten Aufwendungen zu leisten, und zwar in Höhe jenes Entgeltes, welches 
der Kläger für die Erteilung seiner Einwilligung zur Verwendung der in Rede stehenden 
Fotografie erhalten hätte. Dabei kommt es entgegen der Auffassung der Beklagten nicht 
darauf an, ob und in welcher Höhe die Beklagte üblicherweise Honorare für Bildrechte zahlt 
und ob und in welcher Höhe sie bereit gewesen wäre, für eine Werbung mit dem Foto des 
Klägers eine Vergütung zu zahlen. Die Beklagte muss sich vielmehr an der Sachlage, die sie 
selbst geschaffen hat, festhalten lassen (BGHZ 20, 345, 355 - "Paul Dahlke"; BGH, NJW 
1992, 2084, 2085).  
Das Landgericht hat die Höhe der fiktiven Lizenz in zutreffender Weise mit EUR 100.000,-- 
bemessen. Da unmittelbare Vergleichswerte nicht existieren, weil der Kläger Abbildungen 
seiner Person für Veröffentlichungen wie die vorliegende bisher nicht zur Verfügung gestellt 
hat, ist die Höhe des dem Kläger zustehenden Entgeltes in entsprechender Anwendung des § 
287 ZPO zu schätzen. Dabei sind alle Umstände des konkreten Falles zu berücksichtigen, also 
u.a. die Auflagenstärke und Verbreitung der die Werbeanzeige enthaltenen Zeitschrift, die Art 
und Gestaltung der Anzeige sowie die Werbewirkung der Bildveröffentlichung (BGH, NJW 
1992, 2084, 2085). Das Landgericht hat zu Recht davon abgesehen, ein 
Sachverständigengutachten einzuholen, da auch ein Sachverständiger nur Vergleichsfälle 
heranziehen könnte und dem Landgericht mit dem Fall des Landgerichts München I vom 13. 
März 2002 (ZUM 2002, 565 - "Boris Becker" = Anl. B 2) eine hinreichende Schätzgrundlage 
gegeben war. Ausgehend von der vergleichbaren Fallgestaltung - auch im Fall des 
Landgerichts München I wurde mit dem Foto einer prominenten Persönlichkeit im Rahmen 
einer in einer Tageszeitung verbreiteten Werbung geworben - hat das Landgericht unter 
Berücksichtigung der vorgenannten Umstände, nämlich Verbreitungsgrad, Art und Gestaltung 
der Anzeige sowie Werbewirkung des Bildes des Klägers, eine Lizenz von EUR 100.000,-- 
für angemessen erachtet. Der Senat hält diese Schätzung, wobei hinsichtlich Einzelheiten auf 
die zutreffenden Ausführungen im angefochtenen Urteil verwiesen werden kann, für richtig. 
Die von der Beklagten gegen diese Schätzung erhobenen Einwände verfangen nicht. Nicht zu 
beanstanden ist, dass der herangezogene Vergleichsfall einen professionellen Werbeträger, 



also einen Prominenten betraf, der mehrfach Werbeverträge abgeschlossen hatte. 
Entscheidend ist insoweit allein, welche Werbewirkung dem verwendeten Bildnis zukommt, 
die naturgemäß nicht davon abhängt, ob ein Prominenter auch für andere Produkte wirbt. 
Soweit die Beklagte geltend macht, die fiktive Lizenz des Klägers müsse deshalb geringer 
ausfallen, weil auch dem Urheber der Anzeige sowie den anderen abgebildeten Politikern ein 
Anteil am Werbewert der Anzeige zukomme, kann ihr bereits im Ansatz nicht gefolgt werden. 
Wie bereits ausgeführt worden ist, ist das Erlangte im Sinne des § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB 
nicht der Werbewert der Anzeige, sondern die Nutzung des Bildnisses bzw. die Ersparnis des 
für die Nutzung normalerweise zu entrichtenden Entgeltes.  
 
3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit auf den §§ 708 Nr 10, 709 Satz 2, 711 ZPO. Die Voraussetzungen für die 
Zulassung der Revision gemäß § 543 Abs 2 ZPO liegen nicht vor. 
 
 
Anmerkung* 
 
I. Das Problem 
 
Der beklagte Fahrzeug-Leasinggesellschaft, eine Tochter der Sixt Autovermietung AG, hatte 
kurz nach dem Ausscheiden des früheren deutschen Bundesfinanzministers Oskar Lafontaine 
aus dem Bundeskabinett im März 1999 eine Werbeanzeige geschaltet. Darin waren Fotos aller 
Kabinettsmitglieder der Regierung Schröder I abgebildet, darunter auch ein solches mit dem 
durchgestrichenen Konterfei des späteren Klägers mit der Bildunterschrift als Slogan „SIXT 
verleast auch Autos für Mitarbeiter in der Probezeit!”. Eine Zustimmung von Herrn 
Lafontaine lag nicht vor.  
Der ehemalige deutsche Finanzminister klagte darauf hin eine „fiktive Lizenzgebühr“ für die 
rechtswidrige Nutzung seines Bildnisses zu Werbezwecken ein. 
 
II. Die Entscheidung des Gerichts 
 
Wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung aus eigenem Gewinnstreben sprach das LG Hamburg 
ein Schmerzengeld in Höhe von Euro 100.000,- zu, das vom OLG Hamburg aus dem Titel der 
fiktiven Lizenz bestätigt wurde. 
Mit der Veröffentlichung des in Rede stehenden Fotos hatte die Beklagte das Recht des 
Klägers am eigenen Bild gemäß § 22 KUG verletzt. In der deutschen Rechtsprechung war seit 
langem anerkannt, dass sich die für Personen der Zeitgeschichte vorgesehene 
Abbildungsfreiheit nicht auf Veröffentlichungen erstreckte, die ausschließlich den 
Geschäftsinteressen eines mit der Abbildung für seine Waren oder sonstige Leistungen 
werbenden Unternehmens dienen. 
Die Hamburger Richter betonten, dass die streitgegenständliche Werbeanzeige zwar nicht 
ausschließlich dem Geschäftsinteresse der Beklagten diente, sondern durchaus eine in die 
Form der Satire gegossene politische Meinungsäußerung enthielte. Die Beklagte setzte sich in 
ironischer Weise mit dem nach kurzer Amtszeit erfolgten Rücktritt des Klägers auseinander, 
indem sie die abgebildeten 16 Bundesminister mit Mitarbeitern in der Probezeit verglich und 
hierbei das Foto des zurückgetretenen Klägers symbolisch durchgestrichen hatte. Ob dieser 
"Witz" allerdings als von der Meinungs- bzw. Kunstfreiheit schützenswert anzusehen wäre, 
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bezweifelte das OLG Hamburg. Jedenfalls wäre auch dadurch für die Beklagte nichts 
gewonnen, da selbst der „Witz“ auf Kosten des Klägers eine Werbewirkung für die Beklagte 
erzielte, da dieser dem Rezipienten besonders in Erinnerung bliebe. 
Zum „Schadensersatz“ hielten die Hamburger Richter fest, dass mit dem Eingriff in das dem 
Kläger zustehende Recht am eigenen Bild die Beklagte zugleich auf dessen Kosten einen 
vermögenswerten Vorteil erlangt hatte iSd § 812 Abs 1 Satz 1 2. Alt BGB. Dabei konnte 
durchaus offen bleiben, ob das Erlangte im Sinne des § 812 Abs 1 Satz 1 BGB in der Nutzung 
des Bildnisses oder in der Ersparnis des für die Nutzung normalerweise zu entrichtenden 
Entgeltes zu sehen war. In dem einen wie dem anderen Fall war die Beklagte jedenfalls 
rechtsgrundlos bereichert. Die Höhe der fiktien Lizenz schätzten die Richter nach ihrem 
Ermessen, da unmittelbare Vergleichswerte für den Kläger mangels ähnlicher, erlaubter 
Werbeanzeigen nicht vorlagen. Eine „hinreichende Schätzungsgrundlage“ bot der Vergleich 
mit dem Fall des LG München I (13.3.2002, 21 O 12437/99 – Boris Becker, ZUM 2002, 565), 
wonach die Schadenshöhe bei rechtswidriger Verwendung eines Bildes von Boris Becker zu 
Werbezwecken (dort: Werbeprospekt als Zeitungsbeilage) ohne dessen Zustimmung nach der 
Lizenzanalogie DM 158.000,-  (umgerechnet ca. Euro 80.000,--) betrug. 
 
III. Kritik und Ausblick 
 
Die vorliegende Entscheidung verdeutlich beispielhaft den Unterschied zwischen dem 
Bildnisschutz nach deutschem und österreichischem Rechtsverständis, der nachfolgend 
kursorisch erörtert wird.1 
Im Gegensatz zur deutschen Regelung, die jede Verbreitung von Bildnissen, außer den 
gesetzlich bestimmten Ausnahmefällen, verbietet, geht das österreichische Recht 
grundsätzlich von der Abbildungsfreiheit aus. In den Erläuternden Bemerkungen2 zu § 78 
UrhG wird das deutsche System ausdrücklich abgelehnt. Die in Deutschland gefundene 
Lösung gehe zu weit, wenn sie jede nicht genehmigte Veröffentlichung verbiete, ohne zu 
prüfen, ob überhaupt ein schutzwürdiges Interesse des Verletzten bestehe. Wörtlich dann die 
EB: „Nun hat aber niemand … das Recht zu sagen, ’er wandle mit der Wolkenhülle der 
Pallas Athene in der Welt herum, und es sei verboten, den gespenstigen Schein zu zerstören, 
der sich um ihn hülle. Der Mensch lebt nicht in einer Verdeckung und Vermummung; er lebt 
als Naturwesen offen und ehrlich in der Welt; mithin wird der, den man auf solche Weise 
wiedergibt, nicht etwa unbefugt in eine neue Welt hineingeschoben, sondern man hält nur das 
Bild fest, mit welchem er leibhaftig der Öffentlichkeit gegenübertritt’.“ 
Demgegnüber dürfen nach § 22 KUG3 Bildnisse nur mit Einwilligung des Abgebildeten 
verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Ohne diese Einwilligung dürfen 
Bildnisse grundsätzlich nicht veröffentlicht werden. Davon macht § 23 KUG nachfolgende 
(eng auszulegende) Ausnahmen: 

• Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte; 
• Bildnisse, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder 

sonstigen Ortlichkeit erscheinen; 
• Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die 

dargestellten Personen teilgenommen haben; 
• Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder 

Schaustellung einem höheren Interesse der Kunst dient. 

                                                 
1    Ein Zuspruch von EUR 100.000,-- wäre vor österreichischen Gerichten wohl niemals zu erzielen gewesen, 

vgl. den Überblick zur bisherigen Rsp von Korn, Das Entschädigungssystem in Mayer (Hg), 
Persönlichkeitsschutz und Medienrecht (1999), 47, 140 ff.  

2    Abgedruckt bei Dillenz, Materialien zum österreichischen Urheberrecht (1986), 160, 161. 
3    Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie vom 9.1.1907,  

RGBl S. 7, in Kraft gemäß § 141 Abs 5 dUrhG. 



Gemäß § 23 Abs 2 KUG erstreckt sich diese Befugnis wiederum nicht auf 
Veröffentlichungen, durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten verletzt wird. 
Die kasuistische Regelung im deutschen Recht scheint auf den ersten Blick einfacher 
anwendbar zu sein als das sog. „Interessenprinzip“ des § 78 öUrhG. Literatur und 
Rechtsprechung zu § 23 KUG beweisen jedoch das Gegenteil. Vor allem die Auslegung von § 
23 Abs l Z l KUG zur „Person der Zeitgeschichte“ erweist sich als schwierig. Welche 
Personen und Ereignisse zählen zum Bereich der Zeitgeschichte? Zwar lassen sich an Hand 
der Rechtsprechung gewisse Personengruppen zusammenfassen,4 die der Zeitgeschichte 
angehören, z.B. Politiker, Sportler, Künstler, Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Technik und 
Wirtschaft etc, aber eine einheitliche Auslegung wird es wohl nie geben (können). 
Der Begriff „Person der Zeitgeschichte“ ist auch in Österreich bekannt und hat mitunter 
Eingang in die Rsp5 gefunden. Korn/Neumayer6 greifen darauf bei der Bestimmung der 
„Person des öffentlichen Lebens“ zurück. Mit ihrer Auffassung knüpfen Korn/Neumayer an 
die zu § 23 Abs 1 Z 1 KUG entwickelte deutsche Lehre und Rechtsprechung an, wonach 
sogenannte "absolute Personen der Zeitgeschichte" – also solche, die in der Öffentlichkeit 
stehen – ihr Recht am eigenen Bild verloren haben.7 Sie anerkennen aber selbst, dass dies 
nicht uneingeschränkt gelten kann.8 Wenn es auch richtig ist, dass der Bekanntheitsgrad einer 
Person bei Beurteilung der Frage, ob eine Veröffentlichung ihres Bildnisses nach objektiven 
Grundsätzen berechtigte Interessen verletzt, nicht außer Betracht bleiben kann, so ergibt sich 
daraus aber noch keineswegs zwingend, dass dabei nicht auch der mit dem Bild 
zusammenhängende Text zu berücksichtigen wäre. 
Wenn überhaupt, so könnte letzteres nur auf Personen zu treffen, deren Aussehen allgemein 
bekannt ist, nicht aber auf Personen, die zwar der Öffentlichkeit namentlich oder nach ihrer 
Funktion bekannt sind, deren Aussehen jedoch nur ein beschränkter Teil der hiefür 
interessierten Öffentlichkeit kennt (z.B. Künstler, Landespolitiker, Sportler). Zumindest beim 
letztgenannten Personenkreis muss auch der mit dem veröffentlichten Bild 
zusammenhängende Text berücksichtigt werden, wird doch bei nicht allgemein bekannten 
Personen des öffentlichen Lebens – so wie bei unbekannten Privatpersonen – die Verletzung 
durch die Beigabe des Bildes noch verschärft und eine gewisse "Prangerwirkung" erzielt, weil 
die Person des Angegriffenen damit erst einer breiten Öffentlichkeit auch optisch kenntlich 
gemacht wird.9 In solchen Fällen kann daher die Bildnisveröffentlichung nur durch ein im 
Rahmen einer Interessenabwägung gewonnenes höhergradiges Veröffentlichungsinteresse des 
Bildverbreiters gerechtfertigt sein.10  
Nach den Materialien zum KUG11 ist der Begriff „Zeitgeschichte“ im weitesten Sinn zu 
verstehen: „Er umfaßt nicht nur das eigentliche politische, sondern auch das soziale, 
wirtschaftliche und kulturelle Leben des Volkes. Die Veröffentlichung der Bildnisse von 
Personen, die im öffentlichen Leben stehen oder in Kunst und Wissenschaft ein allgemeines 
Interesse wachrufen, wird daher auch künftig nicht verwehrt sein." 

                                                 
4      Vorbildlich Dreier/Schulze, UrhG Kommentar § 23 KUG Rz 3 ff. 
5      Vgl. z.B. OGH 24.10.1995, 4 Ob 1084/95, MR 1996, 34; 10.10.1995, 4 Ob 1072/95, MR 1996, 33; 

7.4.1992,    4 Ob 14/92 – Lästige Witwe I, ÖBl 1992, 87 = SZ 65/50.  
6      Persönlichkeitsschutz im Zivil- und Wettbewerbsrecht (1991), 110. 
7     Gerstenberg in Schricker, Urheberrecht2 Rz 6 zu § 23 KUG; Schwerdtner im Münchener Kommentar zum  

BGB3 Rz 181 zu § 12, jeweils mwH; siehe auch Frick, Persönlichkeitsrechte (1991) 108 ff. 
8     Korn/Neumayer, Persönlichkeitsschutz im Zivil- und Wettbewerbsrecht (1991), 111. 
9     Vgl. OGH 13.12.1960 – Bezirkshauptmann, ÖBl 1961, 36 = UFITA 41 (1964), 373 und Bydlinski, Der 

Ersatz ideellen Schadens als sachliches und methodisches Problem, JBl 1975, 173 ff , 185. 
10     OGH 9.7.1991, 4 Ob 41/91 – Betriebsratskaiser, JBl 1992, 527 = MR 1991, 202 = ÖBl 1992, 84 = SZ 
64/89. 
11    Verhandlungen des Deutschen Reichstages, XI. Legislaturperiode, 2. Session 1905/1906, StBer 220 Anl  

5/68, Ant Nr 30 1540 F = GRUR 1906, 11. 



Daraus könnte man folgern, dass der Abgebildete bereits im Zeitpunkt der Veröffentlichung 
einen bestimmten Bekanntheitsgrad haben muss und bereits zum öffentlichen Leben gehört. 
Die Darstellung von unbekannten Personen, die erst durch spektakuläre Ereignisse in den 
Blickpunkt des allgemeinen Interesses gelangt sind, z.B. durch Unfälle, Katastrophen, 
Straftaten, wäre dann ausgeschlossen.12 Diese Ansicht steht aber im Gegensatz zu dem schon 
im Motivenbericht erwähnten allgemeinen Interesse der Öffentlichkeit an der Abbildung von 
Personen. § 23 Abs l Z l KUG soll diesem Informationsinteresse der Öffentlichkeit 
entgegenkommen. Verschiedentlich wird jedoch nur noch auf das allgemeine Interesse als 
Voraussetzung für die Veröffentlichung abgestellt, d.h. Zeitgeschichte und öffentliches 
Interesse werden zum Teil synonym gebraucht.13 
Eine Wertverschiebung ergibt sich ferner daraus, dass „Zeitgeschichte" durch 
„Zeitgeschehen" ersetzt wird. Beim Ausdruck „Zeitgeschichte" bleibt auch bei weitester 
Auslegung stets noch ein Element historischen Geschehens. Der Begriff „Zeitgeschehen" 
jedoch ist inhaltlich nicht mehr eingrenzbar; er wird gleichgesetzt mit Tagesgeschehen und 
Aktualität. Dadurch werden aber die Grenzen der Veröffentlichungsfreiheit verwischt und der 
Persönlichkeitsschutz stark zurückgedrängt.14 
Nach Neumann-Duesberg15 hängen die Möglichkeit und der Umfang einer 
Bildveröffentlichung nach § 23 Abs 1 Z 1 KUG von der Einteilung in „absolute" und 
„relative" Personen der Zeitgeschichte ab. Ob es sinnvoll ist, den ohnehin schon schwer 
eingrenzbaren Begriff „Person der Zeitgeschichte" mit zwei weiteren auslegungsbediirftigen 
Begriffen zu komplizieren, scheint fraglich. Frick16 vertritt dazu die Auffassung, diese 
Einteilung in absolute und relative Personen der Zeitgeschichte sei eine dogmatische 
Spielerei, die den Persönlichkeitsschutz des Abgebildeten unnötig einschränkt. 
Der Begriff der Zeitgeschichte ist im weitesten Sinne zu verstehen. Er bezeichnet den 
Bereich, der zwischen Tagesaktualität und Geschichte angesiedelt ist, und beschränkt sich 
nicht auf bestimmte Ausschnitte des öffentlichen Lebens, etwa die Politik. Die Vorgänge der 
Zeitgeschichte müssen nicht notwendig von überregionaler Bedeutung sein, lokale Bedeutung 
reicht aus. Die Beweislast, ob es sich um Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte 
handelt, liegt bei den Publizierenden. 
Die Personen der Zeitgeschichte sind nicht nur solche Personen, die dauerhaft und allgemein 
oder weithin bekannt sind – sogenannte absolute Personen der Zeitgeschichte, sondern auch 
solche, die aus einem vereinzelten, aber die Öffentlichkeit interessierenden Ereignis heraus 
plötzliche Bekanntheit erlangen – sogenannte relative Personen der Zeitgeschichte. 
Absolute Person der Zeitgeschichte: Die absolute Person der Zeitgeschichte ist die, die aus 
der Masse der Mitmenschen aufgrund ihrer Stellung in Staat oder Gesellschaft sowie durch 
außerbeziehungsweise ungewöhnliches Verhalten herausragen und deswegen dauerhaft im 
Blickpunkt der Öffentlichkeit stehen (Prominenz). Bildberichte über sie empfindet das 
Publikum deshalb als bedeutsam und allein um ihrer Person willen der Beachtung wert.17 
"Für die Einordnung einer Person als absolut zeitgeschichtlich ist Maßgebend, daß die 
öffentliche Meinung Bildwerke über sie als bedeutsam und der dargestellten Person willen 
der Beachtung wert findet, der Allgemeinheit demgemäß ein durch ein echtes 
Informationsbedürfnis gerechtfertigtes Interesse an eines bildlichen Darstellung zuzubilligen 
ist [...]. Dazu gehören vor allem Monarchen, Staatsoberhäupter sowie herausragende 
Politiker [...]."18 
                                                 
12    So U.Müller, Die Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Bildnisveröffentlichung (1985) 95 f; die  

tägliche Praxis der deutschen Boulevardpresse lehrt allerdings anderes. 
13   U.Müller, Bildnisveröffentlichung, 98, 120 f. 
14   U.Müller, Bildnisveröffentlichung, 108 ff mwN. 
15    Bildberichterstattung über absolute und relative Personen der Zeitgeschichte, JZ 1960, 114 
16    Persönlichkeitsrechte (1991), 110. 
17    Engels/Schulz, AfP 1998, 574, 576. 
18    BGH 16.12.1995, VI ZR 15/95 – Caroline von Monaco II, AfP 1996, 140 = BGHZ 131, 332, 336 = GRUR  



Veröffentlichungen von Fotos solcher Persönlichkeiten, die die Teilnahme am öffentlichen 
Leben zeigen, sollten immer zulässig sein. Geschützt bliebe der Intimbereich und der Bereich 
des Privat- und Familienlebens kraft des besonderen Persönlichkeitsrechts auf Wahrung der 
Diskretion.19 
Relative Person der Zeitgeschichte: Relative Personen der Zeitgeschichte treten nur in 
Zusammenhang mit einem bestimmten Geschehen in das Blickfeld der Öffentlichkeit. Das 
öffentliche Interesse an ihrer Abbildung folgt also aus der Beteiligung der Person an dem 
jeweiligen Ereignis. Diese Stellung wurde insbesondere für Straftäter sowie Anwälten in 
Zusammenhang mit spektakulären Prozessen angenommen.20 Als relativen Personen der 
Zeitgeschichte gelten weiterhin vertraute Begleiter von absoluten Personen der 
Zeitgeschichte, sofern sie sich mit diesen in der Öffentlichkeit zeigen.21 
Nicht jedes abweichende oder auffällige Verhalten macht dessen Träger schon zu einer 
relativen Person der Zeitgeschichte. Nur wenicolliern die Allgemeinheit ein sachliches, das 
heißt nicht nur auf Neugier und Sensationslust beruhendes Informationsbedürfnis an dem 
entsprechenden Vorgang hat, ist dieser von zeitgeschichtlichem Interesse. Personen, die ohne 
eigenes Zutun in einem Vorfall verwickelt sind, an dessen Berichterstattung öffentliches 
Interesse besteht können im allgemeinen nicht als relative Personen der Zeitgeschichte 
angesehen werden. 
In aller Regel wird bei allen relativen Personen der Zeitgeschichte das Recht zur Verbreitung 
ihres Bildes zeitlich befristet sein und erlöschen, wenn auch das Interesse der Öffentlichkeit 
an dem Geschehen erlischt, mit dem sie in Verbindung stehen. Selbst wenn aber dieses 
Informationsinteresse fortbesteht, kann das Recht zur Bildveröffentlichung auf diejenigen 
Bilder beschränkt sein, die im sachlichen Zusammenhang mit dem betreffenden Ereignis oder 
der betreffenden Funktion entstanden sind, während die Verbreitung anderer Lichtbilder 
derselben Person unzulässig sein kann.22 
Bei den absoluten Personen der Zeitgeschichte ist die Berichterstattung über alle Tatsachen 
zulässig, ausgenommen solche, die berechtigte Interessen nach § 23 Abs 2 KUG verletzen. 
Über relative Personen der Zeitgeschichte darf nur im Zusammenhang mit dem Ereignis 
berichtet werden, durch das sie ins öffentliche Blickfeld geraten sind. Entscheidend ist das 
anerkennenswertes Informationsinteresse der Allgemeinheit an der Veröffentlichung.23  
Ob jemand eine „relative" Person der Zeitgeschichte ist, wird durch eine Abwägung zwischen 
dem Anonymitätsinteresse des Betroffenen und dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit 
ermittelt. Überwiegt das öffentliche Interesse, folgt daraus die Charakterisierung als relative 
Person der Zeitgeschichte.24 Die Rechtsprechung hält sich weitgehend an die Auffassung 
Neumann-Duesbergs.25 
Diese kurz skizzierten Auslegungsversuche von § 23 Abs l Z l KUG zeigen, dass die 
kasuistische Lösung im deutschen Urheberrecht nicht problemlos ist. Der österreichische 
Gesetzgeber26 hat eine kasuistische Regelung ausdrücklich abgelehnt. Die Vielgestaltigkeit 
der Verhältnisse schließt eine erschöpfende Aufzählung der Fälle aus, in denen Bildnisse 
verbreitet werden dürfen. § 78 öUrhG geht daher vom flexibleren Interessenprinzip aus. Ob 
dies einen besseren Ausgleich schafft, wird sich an der Causa Grasser ./. NEWS zeigen – es 
bleibt auf alle Fälle auch hierzulande spannend. 

                                                                                                                                                         
1996, 923. 

19   Prinz, Der Schutz der Persönlichkeitsrechte vor Verletzungen durch die Medien, NJW 1995, 817, 820. 
20   Engels/Schulz, Das Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte, AfP 1998, 574, 577. 
21   Soehring, Die Entwicklung des Presse- und Äußerungsrechts 1994 bis 1996, NJW 1997, 360, 365. 
22   Soehring, Presserecht, Recherche, Berichterstattung, Ansprüche im Recht der Presse und des Rundfunks, 2. 

Auflage (1995), 380, Rz. 21.7. 
23    Neumann-Duesberg, JZ 1960, 115. 
24    Neumann-Duesberg, JZ 1960, 116 f. 
25   Vgl. z.B. BGH NJW 1965, 2148 – Spielgefährtin; BGH NJW 1966, 2353 – Vor unserer eigenen Tür. 
26    Nachweise bei Buchner, Das Persönlichkeitsrecht des Abgebildeten, in FS 50 Jahre UrhG (1986), 22, 25 f. 



 
Ausblick: Wegen anderer Werbeanzeigen mit seinem Foto verglich sich der deutsche Ex-
Finanzminister jeweils in Höhe von ca. Euro 50.000,-- mit der Direkt Anlage Bank und dem 
Jet-Tankstellenbetreiber Conoco. 
 
IV. Zusammenfassung 
 
Werbung mit Prominenten ist teuer. Noch teuerer wird es allerdings, wenn die Prominenten 
vorher nicht um ihre Zustimmung zur geplanten Werbemaßnahme gefragt werden. So musste 
der deutsche Autovermieter Sixt letztlich EUR 100.000,-- Entschädigung an den ehemaligen 
deutschen Finanzminister Oskar Lafontaine bezahlen, weil er dessen Konterfei für eine – 
zugegebenermaßen amüsante – Anzeigenwerbung verwendete. 
  


